
HOCHHAUS- 
LEITBILD

Makroebene
•	 Lage im Stadtgefüge
•	 Orientierung, Fernwirkung, Sichtachsen
•	 Bestehende Hochhausstandorte im Stadtgefüge 

Die Dimension des Betrachtungshorizonts ist im  
jeweiligen Einzelfall anhand von Höhe und Bauvolumen  
des Hochhausvorhabens festzulegen. 

Mikroebene 
•	 Bestehende Hochhausstandorte in der näheren  

Umgebung
•	 Bebauungsstruktur der näheren Umgebung,  

insbesondere Gebäudehöhenentwicklung
•	 Erschließung (ÖPNV-, MIV-Anbindung,  

StEP Mobilität und Verkehr)
•	 Zentrenstruktur (StEP Zentren, Nutzungen  

im Erdgeschoss, Nahversorgungsstruktur) 
•	 Freiraumstruktur und -Versorgung
•	 Historische Entwicklung, Denkmalschutz
•	 Schutzbereiche für Verteidigungsanlagen
•	 Aussagen formeller und informeller Planwerke:  

Bebauungspläne, Flächennutzungsplan,  
StEP Wohnen, StEP Wirtschaft, StEP Klima, ggf.  
vorhandene lokale Detailkonzepte für Hochhäuser, 
Rahmenpläne, Masterpläne etc.

DAS NEUE HOCHHAUSLEITBILD FÜR  
BERLIN 2025
Das Hochhausleitbild für Berlin in seiner Langfassung vom 25.02.2020 gilt  
fortan in Verbindung mit den in diesem Einlegeblatt aufgeführten Änderungen, 
Ergänzungen und Klarstellungen. 
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Straffung des Planungsprozesses
•	 Der Planungsprozess (Seite 65 ff.) wird gestrafft und von vier 

auf drei Planungsphasen reduziert.
•	 Obligatorisch bleibt die Beratung durch das Baukollegium 

in der ersten Phase des Hochhausleitbildprozesses, weil sie 
einen wesentlichen Beitrag zur Standortentscheidung leistet. 

•	 In dieser ersten Phase ist hinsichtlich der Belange des Denk-
malschutzes (Seite 29 ff. sowie Seite 37) die Einbindung der 
zuständigen Behörden erforderlich.

•	 Die abschließende Qualitätskontrolle am Beginn der dritten 
Phase kann wahlweise durch das Baukollegium, ein anderes 
geeignetes Gremium, z. B. eine Wettbewerbsjury oder die 
Senatsbaudirektion erfolgen. Für einen Bebauungsplan, 
der im Rahmen eines Hochhausleitbildprozesses aufgestellt 
wird, wird eine Verfahrensdauer von maximal drei Jahren als 
Zielvorgabe angestrebt. 

Vereinfachungen für Wohnhochhäuser im Rahmen der Planungsgrundsätze
•	 Der Planungsgrundsatz Mehrwert (Seite 44 ff.) wird insoweit 

ergänzt, als die Schaffung mietpreis- und belegungsgebun-
denen Wohnraums unter Anwendung des Berliner Modells 
der kooperativen Baulandentwicklung einen wesentlichen 
Mehrwert für die Allgemeinheit darstellt. Ein entsprechendes 
Wohnhochhaus erfüllt den Planungsgrundsatz daher in vol-
lem Umfang. 

•	 Der Planungsgrundsatz Multifunktionalität für Hochhäuser 
(Seite 57 ff.) über 60 m wird beibehalten. Er dient der Schaf-
fung flexibler Gebäudestrukturen mit hoher Umnutzungs- 
fähigkeit, die in ihr urbanes Umfeld integriert sind. Vor dem 
Hintergrund des angespannten Wohnungsmarkts wird  

jedoch präzisiert, dass bei Wohnhochhäusern über 60 m,  
für die das „Berliner Modell“ Anwendung findet, auf das 
Wohnen ergänzende Funktionen oberhalb des Erdgeschos-
ses verzichtet werden kann.

•	 Bei Wohnhochhäusern kann der Planungsgrundsatz  
Offenes Dachgeschoss in Form eines Angebots für die 
Hausgemeinschaft umgesetzt werden – oder es kann aus 
darzulegenden Gründen von dessen Anwendung abge- 
sehen werden.

•	 Ein Offenes Erdgeschoss bleibt auch für Wohnhochhäuser 
obligatorisch. 

Ergänzungen und Klarstellungen zu den Planungsgrundsätzen
•	 Zum Planungsgrundsatz Wettbewerb (Seite 48 ff.) wird klar-

gestellt, dass gemäß Hochhausleitbild die Art des Verfah-
rens und die Form der Durchführung anhand der projektspe-
zifischen Erfordernisse sowie der Dimension und Bedeutung 
des Vorhabens zwischen der zuständigen Planungsbehörde 
und dem Vorhabenträger individuell abgestimmt werden 
können. Außerdem erfolgt die Klarstellung, dass die Umset-
zung der in Wettbewerben und anderen Verfahren erlangten  
baukulturellen Qualitäten verbindlich zu sichern ist – vozugs-
weise in städtebaulichen Verträgen. 

•	 Zum Planungsgrundsatz Nachhaltigkeit (Seite 54 ff.) wird  
ergänzt: Hochhausvorhaben sind nach einem bei der Deut-
schen Akkreditierungsstelle (DAkkS) registrierten Nachhaltig-

keitsbewertungssystem zu zertifizieren. Dabei ist mindestens 
die Auszeichnungsstufe „Gold“ der Deutschen Gesell- 
schaft für nachhaltiges Bauen (DGNB) oder eine gleichwertige 
Auszeichnungsstufe eines anderen Bewertungssystems zu  
erreichen und vor Bauantragstellung vorzulegen.

•	 Zum Planungsgrundsatz Offenes Dachgeschoss (Seite 59 
ff.) wird klargestellt, dass gemäß Hochhausleitbild auch ein 
anderes Geschoss, beispielsweise das Dach eines Gebäu-
desockels, für öffentlich zugängliche oder gemeinschaftliche 
Nutzungen zur Verfügung gestellt werden kann. 

Ergänzende Hinweise
„Bau-Turbo“ und Hochhausleitbild

Die Kernvorschriften des „Gesetzes zur Beschleunigung des Woh-
nungsbaus und zur Wohnraumsicherung“ vom 27.10.2025 (§§ 31 
Abs. 3, 34 Abs. 3b und § 246e BauGB) erweitern die Optionen für 
die Baurechtschaffung für Wohnhochhäuser ohne Aufstellung oder 
Änderung von Bebauungsplänen. Die Anwendung dieser Voschriften 
setzt die Vereinbarkeit mit den öffentlichen Belangen unter Würdi-
gung nachbarlicher Interessen voraus. Das Hochhausleitbild zählt 
als von der Gemeinde beschlossene städtebauliche Planung zu 
diesen öffentlichen Belangen. Somit besteht die Möglichkeit, die 
erforderliche gemeindliche Zustimmung auch von der Berücksich- 
tigung des Hochhausleitbildes abhängig zu machen und diese z. B.  
über einen Dispensvertrag abzusichern – insbesondere, wenn die Wah- 
rung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung dies erfordert.

Anwendung des Hochhausleitbildes 2025

Die Änderungen und Neuregelungen des neuen Hochhausleitbildes 
2025 sind ab Januar 2026 auf alle Hochhausvorhaben anzuwen-
den, für die bis zu diesem Zeitpunkt noch keine Beteiligungsschritte 
nach §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB durchgeführt worden sind.


